
Mit dem Abgabenänderungsgesetz 
2023 (AbgÄG 2023) hat der Gesetz-
geber die bis dahin geltende Einkom-
mensteuervorschrift angepasst, der 
zufolge Grund und Boden grundsätz-
lich mit dem Buchwert, Gebäude jedoch 
mit dem Teilwert im Zeitpunkt der Ent-
nahme aus dem Betriebsvermögen ins 
Privatvermögen anzusetzen war. 

Nach der nunmehr neuen Vorschrift, 
die erstmalig auf Entnahmen nach dem 
30.6.2023 anzuwenden ist, sind „Grund-
stücke“, d. h. Grund und Boden sowie 
Gebäude gleichermaßen, allgemein mit 
dem Buchwert anzusetzen. 

Damit werden im Fall einer Entnahme 
aus dem Betriebsvermögen Grund und 
Boden sowie Gebäude zukünftig steu-
erlich gleichbehandelt. Dadurch erfolgt 
bei Entnahme keine Aufdeckung stil-

ler Reserven (= rechnerische Differenz 
zwischen Buchwert und fiktiver Ver-
äußerungserlös), wodurch der Anreiz 
geschaffen werden soll, ehemalige 
Betriebsgebäude, die im Betrieb nicht 
mehr benötigt werden, zu entnehmen 
und keine neuen Gebäude für den priva-
ten Gebrauch zu errichten. 

Da die Gebäudeentnahme künftig ohne-
hin zum Buchwert und daher steuerneu-
tral erfolgt, wurde auch das für den Fall 
der Betriebsaufgabe und Übernahme 
des Gebäudes ins Privatvermögen bis 
zum AbgÄG 2023 geltende Antrags-
recht, wonach diesfalls die Erfassung 
der darauf entfallenden stillen Reser-
ven unterbleibt, obsolet. Mit der Anpas-
sung der zuvor erläuterten Entnahme-
vorschrift wurde auch dieses Antrags-
recht entsprechend adaptiert. Das  
mit dem AbgÄG 2023 eingeführte 

Antragsrecht regelt nun, dass unter 
bestimmten Bedingungen, die an die 
Person, die den jeweiligen Betrieb auf-
gibt, geknüpft sind, die Entnahme von 
Gebäuden optional zum gemeinen Wert 
erfolgen kann. Diesfalls werden im Zeit-
punkt der Entnahme die stillen Reserven  
zwar aufgedeckt, dies kann aber aus 
steuerlicher Sicht dann vorteilhaft sein, 
wenn seit Betriebseröffnung oder dem 
letzten entgeltlichen Erwerbsvorgang 
sieben Jahre verstrichen sind und daher 
bei der Besteuerung der stillen Reserven 
der im Einkommensteuerrecht vorge-
sehene Hälftesteuersatz zur Anwen-
dung kommt. 

Das neue Antragsrecht ist erstmalig auf 
Betriebsaufgaben nach dem 30.6.2023 
anzuwenden; die alte Regelung findet 
dahingegen auf Betriebsaufgaben vor 
dem 1.7.2023 weiterhin Anwendung. 
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Abgabenänderungsgesetz 2023: Entnahme von  
Gebäuden zum Buchwert oder gemeinen Wert?
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Wichtiges für  
Unternehmer bis 30.9. 

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 2

NEWS
Steuer

www.schmollmueller-partner.at		�   T: +43 (0) 7942 75055-150



SEPTEMBER 20232

Was ist bis zum 30.9.2023 von Unternehmern  
besonders zu beachten?
Bis zum 30.9. können Sie die Rücker-
stattung von Vorsteuerbeträgen für 
2022 innerhalb der Europäischen Union 
via FinanzOnline beantragen. 

Kapitalgesellschaften (wie z. B. auch 
GmbH & Co KG’s) müssen grundsätz-
lich spätestens neun Monate nach dem 
Bilanzstichtag den Jahresabschluss 
beim Firmenbuch einreichen. Für Unter-
nehmer mit Bilanzstichtag 31.12.2022 
ist daher der 30.9.2023 der letzte frist-
gerechte Abgabetag. Die Sonderfristen 
durch die COVID-19-Gesetzgebung sind 
ausgelaufen. Wird die Frist versäumt, so 
hat das Firmengericht Zwangsstrafen 
gegenüber der Gesellschaft und deren 
gesetzlichen Vertreter (Geschäftsfüh-
rern) zu verhängen.

Für die Einkommen- und Körperschaft-
steuer Vorauszahlungen des laufenden 
Jahres 2023 kann grundsätzlich noch 
bis zum 30.9. eine Herabsetzung bean-

tragt werden. Dies sollte insbesondere 
geprüft werden, falls der diesjährige 
Gewinn voraussichtlich niedriger sein 
wird als jener, der als Basis für die Fest-
setzung der aktuellen Vorauszahlungen 
herangezogen wurde. 

Ab 1.10. beginnt die Anspruchsverzin-
sung für Einkommen- und Körperschaft-
steuernachzahlungen für das Vorjahr zu 

laufen. Dies ist insbesondere relevant, 
da der Zinssatz für Anspruchszinsen 
5,38  % (Stand August 2023) beträgt 
und somit deutlich höher ist als in den 
Vorjahren. 

Die Anspruchsverzinsung kann mit einer 
Anzahlung in Höhe der voraussichtli-
chen Nachzahlung bis 30.9.2023 ver-
mieden werden.  

Wie ist geplant, die neue Rechtsform der Flexiblen  
Kapitalgesellschaft zu regeln?

Im Entwurf des sogenannten Flexi-
ble Kapitalgesellschafts-Gesetz (Flex-
KapGG) soll eine neue Form der Kapital-
gesellschaft geregelt werden. Das Flexi-
ble Kapitalgesellschafts-Gesetz lag bei 
Drucklegung dieses Artikels als Minis-
terialentwurf vor. Die Gesetzwerdung 
bleibt abzuwarten.

Diese Rechtsform soll in Anlehnung 

an das Aktienrecht möglichst flexibel 
gestaltet werden. Das GmbH-Gesetz 
gilt subsidiär. Als Bezeichnung für die 
neue Kapitalgesellschaft ist „Flexible 
Kapitalgesellschaft“ vorgesehen. Dies 
kann mit „FlexKapG“ abgekürzt werden. 
Alternativ kann der englische Ausdruck 
„Flexible Company“ oder die Abkürzung 
„FlexCo“ verwendet werden.

Eckpunkte zur Flexiblen Kapitalgesell-
schaft:

 • Durch eine Regelung im Gesellschafts-
vertrag einer FlexCo soll – anders 
als bei der GmbH – davon abgegan-
gen werden können, dass schriftli-
che Beschlussfassungen nur zulässig 
sind, wenn alle Gesellschafter im Ein- 
zelfall mit dieser Vorgangsweise ein-
verstanden sind. Umlaufbeschlüsse 
können so auch ohne individuelles 
Einverständnis aller Gesellschafter 
gefasst werden.

 • Für Anteilsübertragungen sowie für 
Übernahmeerklärungen soll bei der 
FlexKapG eine Alternative zur Form-
pflicht des Notariatsakts möglich sein. 
An diesen Verträgen sollen auch künf-
tig berufsmäßige Parteienvertreter, 

also Notare oder Rechtsanwälte, mit-
wirken.

 • Die Ausgabe von sogenannten „Unter-
nehmenswert-Anteilen“ soll möglich 
werden. Unternehmenswert-Betei-
ligte (z. B. Investoren, Mitarbeitende) 
haben Anspruch auf ihren Anteil am 
Bilanzgewinn und am Liquidations-
erlös nach dem Verhältnis ihrer ein-
gezahlten Stammeinlagen. Sie haben 
jedoch keine Stimmrechte (mit Aus-
nahmen). 

Das Ausmaß aller Unternehmenswert-
Anteile muss geringer als 25 % des 
Stammkapitals sein. Sie sind zur Teil-
nahme an den Generalversammlun-
gen der Gesellschaft berechtigt und 
über die Durchführung von schrift-
lichen Abstimmungen zu informie-
ren. Im Gesellschaftsvertrag ist vor-
zusehen, dass die Unternehmens-
wert-Beteiligten ein Mitverkaufsrecht 
haben, wenn die Gründungsgesell-
schafter ihre Geschäftsanteile mehr-
heitlich veräußern.

Im Laufe der weiteren Gesetzwer-
dung kann es noch zu Änderungen der 
Bestimmungen kommen. 
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Neue Selbständige entsprechend 
des Gewerblichen Sozialversiche-
rungsgesetzes (GSVG), die im  
Zeitraum 1.2.2022 bis 31.12.2022 
durchgehend in der Krankenversiche-
rung pflichtversichert waren, haben 
Anspruch auf einen Energiekosten-
zuschuss, sofern die endgültige oder 

vorläufige monatliche Beitragsgrund-
lage für den Monat Dezember 2022 die 
Höchstbeitragsgrundlage (€ 6.615,00) 
nicht erreicht. 

Die Prüfung des Vorliegens der Vor-
aussetzungen erfolgt zum 1.9.2023.  
Nachträgliche Sachverhaltsänderungen 

haben keinen Einfluss auf den Anspruch. 

Der Energiekostenzuschuss ist eine Bei-
tragsgutschrift in Höhe von € 410,00 
und wird im Rahmen der Beitragsvor-
schreibung für das vierte Quartal 2023 
auf dem Beitragskonto der versicher-
ten Person gutgeschrieben.

ENERGIEKOSTENZUSCHUSS FÜR NEUE SELBSTÄNDIGE

Wie soll die neue Steuerbefreiung für  
Mitarbeiterbeteiligungen ausgestaltet werden?
Nach geltender Rechtslage bestehen 
Steuerbefreiungen für Mitarbeiterbetei-
ligungen in Höhe von € 3.000,00 für die 
unentgeltliche oder verbilligte Abgabe 
von Beteiligungen bzw. € 4.500,00 bei 
Mitarbeiterbeteiligungsstiftungen. 

Mit einem eigenen steuerlichen Modell 
für Mitarbeiterbeteiligungen bei Start-
ups und jungen KMUs soll entspre-
chend einem Gesetzesentwurf – unter 
bestimmten Voraussetzungen – ein 
Besteuerungsaufschub bis zur tatsächli-
chen Veräußerung der Anteile gewährt 
und die Komplexität der Bewertung des 
geldwerten Vorteils durch eine Pau-
schalregelung vermindert werden. 

Im Folgenden einige (unvollständige) 
Eckpunkte der geplanten Regelung:

 • Der Arbeitgeber gewährt einem oder 
mehreren Arbeitnehmern aus sach-
lichen, betriebsbezogenen Grün-
den unentgeltlich Anteile an seinem 
Unternehmen.

 • Unternehmensgröße Arbeitgeber: 
nicht mehr als 100 Arbeitnehmer, 
Umsatzerlöse nicht mehr als 40 Milli-
onen Euro. Das Unternehmen ist nicht 
vollständig in einen Konzernabschluss 
einzubeziehen. Die Anteile am Kapital 
oder den Stimmrechten am Unterneh-
men werden nicht zu mehr als 25  % 
durch Unternehmen gehalten, die in 
einen Konzernabschluss einzubezie-
hen sind.

 • Die Anteile werden dem Arbeitneh-
mer innerhalb von zehn Jahren nach 
Ablauf des Gründungsjahres des 
Unternehmens gewährt.

 • Der Arbeitnehmer hält (oder hielt 
in der Vergangenheit) keine Beteili-

gung (unmittelbar oder mittelbar) 
am Unternehmen des Arbeitgebers 
von 10 % oder mehr.

 • Vereinbarung, dass eine Veräußerung 
oder Übertragung durch den Arbeit-
nehmer unter Lebenden nur mit 
Zustimmung des Arbeitgebers mög-
lich ist (Vinkulierung).

 • Die Regelung kommt nur zur Anwen-
dung, wenn dies der Arbeitnehmer 
ausdrücklich wünscht (Option zur 
Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung).

 • Im Falle einer Veräußerung (oder 

anderer Umstände, die im Gesetzes-
entwurf definiert sind) sollen drei 
Viertel des geldwerten Vorteils mit 
27,5 % und ein Viertel mit dem Pro-
gressionstarif besteuert werden, 
wenn die Anteile vom Arbeitnehmer 
mindestens fünf Jahre gehalten wur-
den. Bei Beendigung des Dienstver-
hältnisses gilt eine Mindestdauer von 
drei Jahren für die pauschale Besteu-
erung.

Die entsprechende Gesetzesänderung 
lag bei Drucklegung dieses Artikels als 
Ministerialentwurf vor. Die weitere 
Gesetzwerdung bleibt abzuwarten. 
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über die Durchführung von schrift-
lichen Abstimmungen zu informie-
ren. Im Gesellschaftsvertrag ist vor-
zusehen, dass die Unternehmens-
wert-Beteiligten ein Mitverkaufsrecht 
haben, wenn die Gründungsgesell-
schafter ihre Geschäftsanteile mehr-
heitlich veräußern.
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Kunden müssen Ihrem Unternehmen Vertrauen entge-
genbringen, bevor sie Produkte kaufen oder Dienstleis-
tungen in Anspruch nehmen. Ein wichtiges Instrument 
zur Unterstützung dieses Vertrauens sind Kundenstim-
men (Testimonials). Kundenstimmen stärken die Glaub-
würdigkeit eines Anbieters und vermitteln Sicherheit.

Wenn Sie Ihr Marketing mit Kundenstimmen unterstüt-
zen wollen, beachten Sie folgende Tipps:

 • Etablieren Sie ein System, das Statements von begeis-
terten Kunden systematisch einsammelt. Am besten 
klappt dies direkt nach einer erfolgreichen Zusammen-
arbeit.

 • Unterstützen Sie Ihre Kunden bei der Erstellung des 
Testimonials mit Fragen wie: 
 > Was ist der Unterschied zu anderen Anbietern?
 > Welches Problem konnten wir für Sie lösen?
 > Was war der wichtigste Grund, warum Sie sich für 

unser Unternehmen entschieden haben?
 • Stellen Sie fest, was üblicherweise die größten Zweifel 
an einer Zusammenarbeit mit Ihrem Unternehmen aus-
löst und fragen Sie zufriedene Kunden danach.

 • Achten Sie darauf, dass Ihre Kundenstimmen nicht zu 
allgemein gehalten werden. Im Idealfall werden mit 
dem Testimonial positive Emotionen transportiert.

 • Lassen Sie den Text des Testimonials jedenfalls vom 
Kunden freigeben.

 • Kundenstimmen mit Foto sind besonders wirksam. Von 
Kundenstimmen ohne konkreten Namen ist abzuraten.

 • Kundenstimmen können unterschiedliche Formate 
haben: Statement, Fallstudie, kurzes Video oder z. B. 
auch Interview in einem Podcast.

WIE KÖNNEN SIE KUNDENSTIMMEN 
FÜR IHR MARKETING NUTZEN?

Stand: 2.8.2023

Steuerfreie Teuerungs-
prämie noch 2023 nutzen

STEUERTERMINE  |  SEPTEMBER 2023

VERBRAUCHERPREISINDIZES
Monat Jahres-

inflation %
VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

Juli 2023   7,0 120,5 130,4

Juni 2023   8,0 120,4 130,3

Mai 2023   8,9 119,8 129,6

Fälligkeitsdatum 15. September 2023

USt, NoVA, WerbeAbg  für Juli 

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für August

Zulagen und Bonuszahlungen, die der Arbeitgeber in den 
Kalenderjahren 2022 und 2023 aufgrund der Teuerung zusätz-
lich gewährt (Teuerungsprämie), sind

 • bis € 2.000,00 pro Jahr steuerfrei und zusätzlich

 • bis € 1.000,00 pro Jahr steuerfrei, wenn die Zahlung aufgrund 
einer bestimmten lohngestaltenden Vorschrift erfolgt (für 
alle Arbeitnehmer oder bestimmte Arbeitnehmergruppen). 

Es muss sich dabei um zusätzliche Zahlungen handeln, die übli-
cherweise bisher nicht gewährt wurden. Sie erhöhen nicht das 
Jahressechstel und werden nicht auf das Jahressechstel ange-
rechnet.

Soweit Zulagen und Bonuszahlungen nicht durch diese  
Bestimmungen erfasst werden, sind sie nach dem Tarif zu  
versteuern.

Werden in den Kalenderjahren 2022 und 2023 sowohl eine 
steuerfreie Arbeitnehmergewinnbeteiligung als auch eine  
Teuerungsprämie ausbezahlt, sind diese nur insoweit steuer-
frei, als sie insgesamt den Betrag von € 3.000,00 pro Jahr nicht 
übersteigen. 

Nach Gewährung einer steuerfreien Teuerungsprämie kann 
eine Mitarbeitergewinnbeteiligung nur mehr im verbleibenden 
Ausmaß bis € 3.000,00 steuerfrei ausbezahlt werden. Umge-
kehrt kann nach Gewährung einer steuerfreien Gewinnbetei-
ligung eine Teuerungsprämie ebenfalls nur mehr im verblei-
benden Ausmaß bis € 3.000,00 steuerfrei pro Jahr ausbezahlt  
werden. 
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